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Sterilisation „nicht einwilligungsfähiger“ Behinderter 


Das deutsche Vormundschaftsrecht erlaubt die Sterilisation „nicht ein- 
willigungsfähiger" Personen. 

1. Wie viele „nicht einwilligungsfähige" Personen wurden in den Jah- 
ren 1990 und 1991 sterilisiert? (Sollten darüber keine genauen Zah- 
len vorliegen, ist eine ungefähre Schätzung vielleicht möglich.) 

2. Wie ist die „Nicht-Einwilligungsfähigkeit" definiert, d. h. welche 
Behinderung und welches abweichende Verhalten zieht die Feststel- 
lung der „Nicht-Einwilligungsfähigkeit" nach sich? 

3 . Wer stellt die „ Nicht-Einwilligungsfähigkeit " von Menschen fest? 

4. Gibt es eine Einspruchsmöglichkeit gegen die Festlegung der 
„Nicht-Einwilligungsfähigkeit"? 

Durch das Betreuungsgesetz vom 12. September 1990 (BGBl. I 
S. 2002) wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1992 eine Reihe von 
Vorschriften geschaffen, welche die Sterilisation Minderjähriger 
sowie nicht einwilligungsfähiger Personen verbieten bzw. stark 
einschränken. § 1631c BGB führt zur Unzulässigkeit jeglicher 
Sterilisation bei Minderjährigen. Nach § 1905 BGB bedarf die 
Einwilligung des Betreuers eines nicht einwilligungsfähigen 
betreuten Menschen in dessen Sterilisation der gerichtlichen 
Genehmigung, die nur unter engen, in der genannten Vorschrift 
festgelegten Voraussetzungen erteilt werden darf. Dem beson- 
deren Schutz der Betroffenen dienen ferner die in § 1899 Abs. 2 
BGB, § 67 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, § 69 d Abs. 3 Satz 3 FGG enthaltenen 
Vorschriften. Für die Frage der Einwilligungsfähigkeit enthält das 
Betreuungsgesetz keine eigene Regelung, vielmehr knüpft es an 
das geltende Recht an, so wie es sidh in gefestigter Rechtspre- 


sse Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers der Justiz vom 23. Dezem- 
ber 1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 



Drucksache 12/4066 


Deutscher Bundestag - 12, Wahlperiode 


chung herausgebildet hat (Regierungsentwurf, Drucksache 
11/4528 S. 7 1 f.) . 

1. Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, 
wie viele nicht einwilligungsfähige Personen in den beiden 
Jahren vor Inkrafttreten des Betreuungsgesetzes sterilisiert 
wurden. Bei den Vorarbeiten zum Betreuungsgesetz wurde 
angenommen, daß eine Zahl von mehr als 1 000 Sterilisationen 
einwilligungsunfähiger Behinderter pro Jahr (damals bezogen 
auf das alte Bundesgebiet) nicht unrealistisch sein dürfte 
(Drucksache 11/4528 S. 74). 

Nach einem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
25. April 1990 (Drucksache 11/6983) soll die Bundesregierung 
alle vier Jahre, erstmals bis zum 1. Januar 1996 über die prak- 
tischen Auswirkungen der im Betreuungsgesetz enthaltenen 
Regelungen zur Sterilisation berichten. In diesen Bericht wer- 
den die dann verfügbaren justizstatistischen Erkenntnisse ein- 
fließen. Aus dem Jahr 1992 ist der Bundesregierung bislang 
lediglich die Erteilung von zwei Genehmigungen nach § 1905 
BGB bekanntgeworden. 

2. Nach gefestigter Rechtsprechung (z.B. BGHZ 29, S. 33 ff.; 
BayObLGZ 1985, S. 53, 56) ist jemand nicht einwilligungsfähig, 
wenn es ihm nicht gelingt, Art, Bedeutung und Tragweite 
— auch die Risiken - einer konkreten medizinischen Maßnahme 
zu erfassen und seinen Willen hiernach zu bestimmen. Die Ein- 
willigungsunfähigkeit kann auf mangelnder Reife oder auf 
einer Störung der Geistestätigkeit beruhen. Sie kann auch im 
Zeitverlauf unterschiedlich zu beurteilen sein, wobei die stell- 
vertretende Einwilligung in die Sterilisation des Betreuten nur 
bei dessen dauernder Einwilligungsunfähigkeit zulässig ist 
(§ 1905 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BGB). Eine generelle Aussage, bei 
welchen Krankheiten oder Behinderungen dauernde Einwilli- 
gungsunfähigkeit angenommen werden könnte, ist nicht mög- 
lich. Zu bedenken ist auch, daß im Falle besonders schwerer 
Krankheiten oder Behinderungen, die mit großer Wahrschein- 
lichkeit zur Einwilligungsunfähigkeit führen, der/die Betrof- 
fene sich in der Regel sexuell nicht oder nicht in der Weise 
betätigt, daß eine Schwangerschaft zu erwarten wäre; in diesen 
Fällen kommt gemäß § 1905 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BGB eine Ein- 
willigung des Betreuers in die Sterilisation des Betreuten ohne- 
hin nicht in Betracht. 

3. Wie vor jeder medizinischen Maßnahme muß sich im Zweifels- 
fall der Arzt auch vor einer Sterilisation vergewissern, ob die 
vom Patienten nach ausreichender Aufklärung selbst erteilte 
Einwilligung von dessen Einwilligungsfähigkeit getragen ist. 
Das Vormundschaftsgericht darf einen Betreuer mit dem Auf- 
gabenkreis „Entscheidung über die Einwilligung in eine 
Sterilisation " nur bestellen, wenn es zuvor mit Hilfe von Sach- 
verständigengutachten festgestellt hat, daß der/die Betreute 
nicht einwilligungsfähig ist. 

4. Gegen die Bestellung eines Betreuers mit dem Aufgabenkreis 
„Entscheidung über die Einwilligung in eine Sterilisation" 
durch das Amtsgericht - Vormundschaftsgericht kann gemäß 
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§19 FGG Beschwerde eingelegt werden, über die das Landge- 
richt entscheidet. Im Rahmen einer solchen Beschwerde kann 
auch geltend gemacht werden, der/die Betreute sei (im Gegen- 
satz zur Feststellung des Vormundschaftsgerichts) einwilli- 
gungsfähig. Beschwerdeberechtigt ist neben dem/der Betroffe- 
nen selbst auch dessen/deren Ehegatte, nahe Angehörige 
sowie die zuständige Behörde (§ 20 Abs. 1, § 69 g Abs. 1 FGG). 
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